
ISSN 0174-478 X� 185

2013	 Ausgegeben Stuttgart, Montag, 22. Juli 2013� Nr. 10

16. 7. 13	 Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-Württemberg 
	 2013/2014 (BVAnpGBW 2013/2014)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                	 185

16. 7. 13	 Gesetz zur Änderung der Landesbauordnung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                       	 209

16. 7. 13	 Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Sicherheitsüberprüfungsfeststellungsverordnung	 209

10. 6. 13	 Verordnung des Innenministeriums zur Durchführung des Personenstandsgesetzes (PStG-DVO)  . .  	 209

17. 6. 13	 Verordnung des Sozialministeriums über den Erwerb der Fachhochschulreife an den staatlich 
	 anerkannten Schulen für die Gesundheitsfach- und Krankenpflegeberufe (GKBFHVO)  . . . . . . . . .         	 214

  9. 7. 13	 Verordnung des Innenministeriums über die Einrichtung von Laufbahnen (Laufbahnverordnung- 
	 Innenministerium – LVO-IM –)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                     	 221

  2. 7. 13	 Bekanntmachung der Ministerien zur Änderung der Bekanntmachung über die Vertretung des 
	 Landes in gerichtlichen Verfahren und förmlichen Verfahren vor den Verwaltungsbehörden  . . . . . .      	 224

GESETZBLATT
FÜR BADEN-WÜRTTEMBERG

Tag	 I N H A LT � Seite

Gesetz über die Anpassung  
von Dienst- und Versorgungsbezügen  

in Baden-Württemberg 2013/2014 
(BVAnpGBW 2013/2014)

Vom 16. Juli 2013

Der Landtag hat am 10. Juli 2013 das folgende Gesetz 
beschlossen:  

Artikel 1 

Gesetz über die Anpassung von Dienst- und 
Versorgungsbezügen in Baden-Württemberg 2013/2014   

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für  

1.	die Beamten des Landes, der Gemeinden, der Gemein-
deverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes 
unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts,  

2.	die Richter des Landes,  

3.	die Empfänger von Amtsbezügen des Landes und 

4.	die Auszubildenden in öffentlich-rechtlichen Ausbil-
dungsverhältnissen. 

Ausgenommen sind die Ehrenbeamten und die ehren-
amtlichen Richter des Landes. 

(2) Dieses Gesetz gilt auch für die Empfänger von Ver-
sorgungsbezügen aus dem in Absatz 1 genannten Perso-
nenkreis sowie für Anspruchsberechtigte auf Alters- und 
Hinterbliebenengeld. 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften und ihre Verbände.

§ 2 

Besoldungsanpassung 2013 

(1) Es erhöhen sich  

1.	um 2,45 Prozent 

a)	 die Grundgehaltssätze, 

b)	 die Leistungsbezüge, die nach § 38 Absatz 3 oder 5 
des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württem-
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2.	die Leistungsbezüge, die nach § 38 Absatz 3 oder 5 
LBesGBW an den regelmäßigen Besoldungsanpas-
sungen teilnehmen, 

3.	der Familienzuschlag einschließlich des Anrechnungs-
betrags, 

4.	die Amtszulagen sowie die Strukturzulage, 

5.	die Stundensätze der Mehrarbeitsvergütung, 

6.	die Anwärtergrundbeträge. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für 

1.	die Grundgehaltssätze, die Höchstbeträge für Zu-
schüsse zum Grundgehalt sowie festgesetzte Zu-
schüsse nach fortgeltenden Besoldungsordnungen und 
Besoldungsgruppen der Hochschullehrer, 

2.	die in den Vorbemerkungen der Anlage II zum Bun-
desbesoldungsgesetz in der Fassung vom 3. Dezember 
1998 (BGBl. I S. 3435) in 

a)	 Nummern 1 und 2 in festen Beträgen ausgewiese-
nen Zuschüsse zum Grundgehalt, 

b)	 Nummer 2 b geregelte allgemeine Stellenzulage, 

3.	die Amtszulagen in Überleitungsvorschriften oder 
Regelungen über künftig wegfallende Ämter. 

(3) Der Erhöhungssatz nach Absatz 1 ist nach § 17 LBes-
GBW um 0,2 Prozent vermindert. 

(4) Die Erhöhung erfolgt für die Besoldungsgruppen A 5 
bis A 9 und die Anwärter zum 1. Juli 2014, für die Besol-
dungsgruppen A 10 und A 11 zum 1. Oktober 2014 und 
für die übrigen Besoldungsgruppen zum 1. Januar 2015. 
Abweichend von Satz 1 erfolgt die Erhöhung für die 
Stundensätze der Mehrarbeitsvergütung einheitlich zum 
1. Juli 2014. 

(5) Die Anlagen 6 bis 13 und 15 des Landesbesoldungs-
gesetzes Baden-Württemberg vom 9. November 2010 
(GBl. S. 793, 826) in der Fassung des § 2 dieses Ge
setzes, werden ab dem 1. Juli 2014 durch die in der 
Anlage 2 zu diesem Gesetz enthaltenen Anlagen 6 bis 13 
und 15 ersetzt. 

(6) Die Erschwerniszulagenverordnung Baden-Würt
temberg vom 30. November 2010 (GBl. S. 994), zuletzt 
geändert durch § 2 dieses Gesetzes, wird mit Wirkung 
vom 1. Juli 2014 wie folgt geändert: 

1.	In § 5 Absatz 1 Nummer 2 und 4 sowie in § 6 Absatz 1 
Nummer 2 und 4 wird jeweils der Betrag »3,08 Euro« 
durch den Betrag »3,16 Euro« ersetzt. 

2.	In § 13 wird der Betrag »1,48 Euro« durch den Betrag 
»1,52 Euro« ersetzt.  

§ 4 

Versorgungsanpassung 2013 

(1) Für Versorgungsempfänger gilt die Erhöhung nach 
§ 2 für die dort aufgeführten Bezügebestandteile ent-
sprechend, sofern diese Grundlage der Versorgung sind; 

berg (LBesGBW) an den regelmäßigen Besol-
dungsanpassungen teilnehmen, 

c)	 der Familienzuschlag einschließlich des Anrech-
nungsbetrags, 

d)	 die Amtszulagen sowie die Strukturzulage, 

e)	 die Stundensätze der Mehrarbeitsvergütung, 

2.	um 50 Euro die Anwärtergrundbeträge. 

(2) Absatz 1 Nummer 1 gilt entsprechend für 

1.	die Grundgehaltssätze, die Höchstbeträge für Zu-
schüsse zum Grundgehalt sowie festgesetzte Zu-
schüsse nach fortgeltenden Besoldungsordnungen und 
Besoldungsgruppen der Hochschullehrer, 

2.	die in den Vorbemerkungen der Anlage II zum Bun-
desbesoldungsgesetz in der Fassung vom 3. Dezember 
1998 (BGBl. I S. 3435) in 

a)	 Nummern 1 und 2 in festen Beträgen ausgewiese-
nen Zuschüsse zum Grundgehalt, 

b)	 Nummer 2 b geregelte allgemeine Stellenzulage, 

3.	die Amtszulagen in Überleitungsvorschriften oder 
Regelungen über künftig wegfallende Ämter. 

(3) Der Erhöhungssatz nach Absatz 1 Nummer 1 ist nach 
§ 17 LBesGBW um 0,2 Prozent vermindert. 

(4) Die Erhöhung erfolgt für die Besoldungsgruppen A 5 
bis A 9 und die Anwärter zum 1. Juli 2013, für die Besol-
dungsgruppen A 10 und A 11 zum 1. Oktober 2013 und 
für die übrigen Besoldungsgruppen zum 1. Januar 2014. 
Abweichend von Satz 1 erfolgt die Erhöhung für die 
Stundensätze der Mehrarbeitsvergütung einheitlich zum 
1. Juli 2013. 

(5) Die Anlagen 6 bis 13 und 15 des Landesbesoldungs-
gesetzes Baden-Württemberg vom 9. November 2010 
(GBl. S. 793, 826), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 18. Dezember 2012 (GBl. S. 677, 681), 
werden ab dem 1. Juli 2013 durch die in der Anlage 1 zu 
diesem Gesetz enthaltenen Anlagen 6 bis 13 und 15 er-
setzt.  

(6) Die Erschwerniszulagenverordnung Baden-Würt
temberg vom 30. November 2010 (GBl. S. 994), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. Februar 
2012 (GBl. S. 28, 32), wird mit Wirkung vom 1. Juli 
2013 wie folgt geändert: 

1.	In § 5 Absatz 1 Nummer 2 und 4 sowie in § 6 Absatz 1 
Nummer 2 und 4 wird jeweils der Betrag »3,01 Euro« 
durch den Betrag »3,08 Euro« ersetzt. 

2.	In § 13 wird der Betrag »1,44 Euro« durch den Betrag 
»1,48 Euro« ersetzt.  

§ 3 

Besoldungsanpassung 2014 

(1) Es erhöhen sich um 2,75 Prozent 

1.	die Grundgehaltssätze, 
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(4) Absatz 3 gilt weder für Empfänger von Übergangs-
geld nach § 64 LBeamtVGBW noch für die Empfänger 
eines Unterhaltsbeitrags durch Gnadenerweis oder Diszi-
plinarentscheidung, welcher sich in einem Prozentsatz 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmt. In den  
in Satz 1 genannten Fällen werden die der Berechnung 
zugrunde liegenden ruhegehaltfähigen Dienstbezüge um 
den Faktor 0,96 angepasst. 

(5) Bei Versorgungsempfängern, deren Versorgungs
bezügen ein Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 1 bis 
A 8 des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum  
31. August 2006 geltenden Fassung oder ein Grund
gehalt nach Besoldungsgruppe A 5 bis A 8 des Landes-
besoldungsgesetzes Baden-Württemberg zugrunde liegt, 
vermindert sich das Grundgehalt ab 1. Juli 2014 um 
55,62 Euro, wenn ihren ruhegehaltfähigen Dienstbezü-
gen die Stellenzulage nach Vorbemerkung Nummer 27 
Absatz 1 Buchstabe a oder b der Bundesbesoldungsord-
nungen A und B des Bundesbesoldungsgesetzes in der 
bis zum 31. August 2006 geltenden Fassung oder eine 
Strukturzulage nach § 46 LBesGBW bei Beginn des 
Ruhestands nicht zugrunde gelegen hat. 

(6) Die Erhöhung gilt nicht für den Ausgleichsbetrag 
nach § 102 Absatz 3 Satz 1 LBeamtVGBW.  

§ 6 

Anpassung des Alters- und  
Hinterbliebenengeldes 2013/2014 

Für das Alters- und Hinterbliebenengeld sind § 4 Ab- 
satz 1 bis 3 sowie § 5 Absatz 1 bis 3 sinngemäß anzu-
wenden.   

§ 7 

Familienrechtlicher Versorgungsausgleich  
nach der Ehescheidung 2013 

(1) Der Prozentsatz der Erhöhungen der beamtenrecht-
lichen Versorgungsbezüge im Sinne von § 13 Absatz 2 
Satz 2 und § 14 Absatz 2 Satz 1 LBeamtVGBW beträgt 
2,35 Prozent; § 2 Absatz 4 Satz 1 findet entsprechende 
Anwendung. 

(2) Für das Altersgeld ist Absatz 1 entsprechend anzu-
wenden.  

§ 8 

Familienrechtlicher Versorgungsausgleich  
nach der Ehescheidung 2014 

(1) Der Prozentsatz der Erhöhungen der beamtenrecht-
lichen Versorgungsbezüge im Sinne von § 13 Absatz 2 
Satz 2 und § 14 Absatz 2 Satz 1 LBeamtVGBW beträgt 
2,65 Prozent; § 3 Absatz 4 Satz 1 findet entsprechende 
Anwendung. 

die Besoldungsgruppen A 1 bis A 4 werden entsprechend 
den Besoldungsgruppen A 5 bis A 9 erhöht. 

(2) Die Erhöhung nach § 2 gilt weiterhin entsprechend 
für 

1.	andere Bezügebestandteile, soweit für diese die Teil-
nahme an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen 
nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen ist, und 

2.	Grundvergütungen. 

(3) § 19 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 3 des Landesbeamten-
versorgungsgesetzes Baden-Württemberg (LBeamt
VGBW) findet bei den Erhöhungen nach Absatz 1 und 2 
entsprechende Anwendung. 

(4) Absatz 3 gilt weder für Empfänger von Übergangs-
geld nach § 64 LBeamtVGBW noch für die Empfänger 
eines Unterhaltsbeitrags durch Gnadenerweis oder Dis-
ziplinarentscheidung, welcher sich in einem Prozentsatz 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmt. In den  
in Satz 1 genannten Fällen werden die der Berechnung 
zugrunde liegenden ruhegehaltfähigen Dienstbezüge um 
den Faktor 0,96 angepasst. 

(5) Bei Versorgungsempfängern, deren Versorgungsbe-
zügen ein Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 1 bis A 8 
des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 31. August 
2006 geltenden Fassung oder ein Grundgehalt nach Be-
soldungsgruppe A 5 bis A 8 des Landesbesoldungsgeset-
zes Baden-Württemberg zugrunde liegt, vermindert sich 
das Grundgehalt ab 1. Juli 2013 um 54,13 Euro, wenn 
ihren ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die Stellenzulage 
nach Vorbemerkung Nummer 27 Absatz 1 Buchstabe a 
oder b der Bundesbesoldungsordnungen A und B des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 31. August 
2006 geltenden Fassung oder eine Strukturzulage nach 
§ 46 LBesGBW bei Beginn des Ruhestands nicht zu-
grunde gelegen hat. 

(6) Die Erhöhung gilt nicht für den Ausgleichsbetrag 
nach § 102 Absatz 3 Satz 1 LBeamtVGBW.  

§ 5 

Versorgungsanpassung 2014 

(1) Für Versorgungsempfänger gilt die Erhöhung nach 
§ 3 für die dort aufgeführten Bezügebestandteile ent-
sprechend, sofern diese Grundlage der Versorgung sind; 
die Besoldungsgruppen A 1 bis A 4 werden entsprechend 
den Besoldungsgruppen A 5 bis A 9 erhöht. 

(2) Die Erhöhung nach § 2 gilt weiterhin entsprechend 
für 

1.	andere Bezügebestandteile, soweit für diese die Teil-
nahme an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen 
nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen ist, und 

2.	Grundvergütungen. 

(3) § 19 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 3 LBeamtVGBW 
findet bei den Erhöhungen nach Absatz 1 und 2 entspre-
chende Anwendung. 
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»1,41 Euro« und dieser Betrag ab 1. Juli 2014 durch 
den Betrag »1,45 Euro« ersetzt. 

11.	In § 95 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c wird der 
Betrag »0,92 Euro« ab 1. Juli 2013 durch den Betrag 
»0,94 Euro« und dieser Betrag ab 1. Juli 2014 durch 
den Betrag »0,97 Euro« ersetzt. 

12.	In § 95 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a wird der 
Betrag »1,21 Euro« ab 1. Juli 2013 durch den Betrag 
»1,24 Euro« und dieser Betrag ab 1. Juli 2014 durch 
den Betrag »1,27 Euro« ersetzt. 

13.	In § 95 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b wird der 
Betrag »0,82 Euro« ab 1. Juli 2013 durch den Betrag 
»0,84 Euro« und dieser Betrag ab 1. Juli 2014 durch 
den Betrag »0,86 Euro« ersetzt. 

14.	In § 95 Absatz 2 Nummer 3 wird der Betrag »0,61 
Euro« ab 1. Juli 2013 durch den Betrag »0,62 Euro« 
und dieser Betrag ab 1. Juli 2014 durch den Betrag 
»0,64 Euro« ersetzt. 

15.	In § 95 Absatz 3 Satz 3 wird der Betrag »0,79 Euro« 
ab 1. Juli 2013 durch den Betrag »0,81 Euro« und 
dieser Betrag ab 1. Juli 2014 durch den Betrag »0,83 
Euro« ersetzt.

Artikel 3 

Berechnungsvorschriften 

Bei der Berechnung der Erhöhungen sind sich ergebende 
Bruchteile eines Cents unter 0,5 abzurunden und Bruch-
teile von 0,5 und mehr aufzurunden.  

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2013 in 
Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 16. Juli 2013

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Friedrich	 Gall

	 Bonde	 Stickelberger

	 Bauer	 Hermann

	 Öney	 Dr. Splett

(2) Für das Altersgeld ist Absatz 1 entsprechend anzu-
wenden.  

Artikel 2 

Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
Baden-Württemberg 

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württem-
berg vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 911), zuletzt 
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 18. Dezem-
ber 2012 (GBl. S. 677, 683), wird wie folgt geändert: 

  1.	In § 66 Absatz 2 Satz 1 wird der Betrag »84,64 Euro« 
ab 1. Juli 2013 durch den Betrag »86,71 Euro« und 
dieser Betrag ab 1. Juli 2014 durch den Betrag »89,09 
Euro« ersetzt. 

  2.	In § 67 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a wird der 
Betrag »1,84 Euro« ab 1. Juli 2013 durch den Betrag 
»1,89 Euro« und dieser Betrag ab 1. Juli 2014 durch 
den Betrag »1,94 Euro« ersetzt. 

  3.	In § 67 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b wird der 
Betrag »1,38 Euro« ab 1. Juli 2013 durch den Betrag 
»1,41 Euro« und dieser Betrag ab 1. Juli 2014 durch 
den Betrag »1,45 Euro« ersetzt. 

  4.	In § 67 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c wird der 
Betrag »0,92 Euro« ab 1. Juli 2013 durch den Betrag 
»0,94 Euro« und dieser Betrag ab 1. Juli 2014 durch 
den Betrag »0,97 Euro« ersetzt. 

  5.	In § 67 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a wird der 
Betrag »1,21 Euro« ab 1. Juli 2013 durch den Betrag 
»1,24 Euro« und dieser Betrag ab 1. Juli 2014 durch 
den Betrag »1,27 Euro« ersetzt. 

  6.	In § 67 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b wird der 
Betrag »0,82 Euro« ab 1. Juli 2013 durch den Betrag 
»0,84 Euro« und dieser Betrag ab 1. Juli 2014 durch 
den Betrag »0,86 Euro« ersetzt. 

  7.	In § 67 Absatz 2 Nummer 3 wird der Betrag »0,61 
Euro« ab 1. Juli 2013 durch den Betrag »0,62 Euro« 
und dieser Betrag ab 1. Juli 2014 durch den Betrag 
»0,64 Euro« ersetzt. 

  8.	In § 67 Absatz 3 Satz 3 wird der Betrag »0,79 Euro« 
ab 1. Juli 2013 durch den Betrag »0,81 Euro« und 
dieser Betrag ab 1. Juli 2014 durch den Betrag »0,83 
Euro« ersetzt. 

  9.	In § 95 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a wird der 
Betrag »1,84 Euro« ab 1. Juli 2013 durch den Betrag 
»1,89 Euro« und dieser Betrag ab 1. Juli 2014 durch 
den Betrag »1,94 Euro« ersetzt. 

10.	In § 95 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b wird der 
Betrag »1,38 Euro« ab 1. Juli 2013 durch den Betrag 
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Anlage 7
(zu § 28)

Besoldungs-
gruppe

B 1 5.869,49
B 2 6.818,05
B 3 7.219,63
B 4 7.640,21
B 5 8.122,75
B 6 8.578,43
B 7 9.021,69
B 8 9.483,66
B 9 10.057,28
B 10 11.838,61
B 11 12.297,70

Gültig ab 1. Januar 2014

Landesbesoldungsordnung B

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage 9
(zu § 37)

Besoldungs-
gruppe W 1 W 2 W 3

4.086,06 4.764,62 5.749,79

Gültig ab 1. Januar 2014

Landesbesoldungsordnung W

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage 11
(zu § 79)

Grundbetrag

A 5 bis A 8 1.034,44
A 9 bis A 11 1.088,84
A 12 1.229,71
A 13 1.261,76

1.296,95

Abschluss des Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

A 13 mit Strukturzulage

Gültig ab 1. Juli 2013

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)

Eingangsamt, in das der Anwärter nach
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Gültig ab 1. Juli 2013 für die Besoldungsgruppen A 5 bis A 9 und 
die Anwärter, ab 1. Oktober 2013 für die Besoldungsgruppen A 10 (zu § 40 und § 41)
und A 11 und ab 1. Januar 2014 für die übrigen Besoldungsgruppen

Ehebezogener Teil des Familienzuschlags 128,02

für das erste und zweite Kind jeweils 111,93
für das dritte und jedes weitere Kind jeweils 337,94

Anrechnungsbetrag nach § 40 Satz 3 58,46

Anlage 12

Familienzuschlag
(Monatsbeträge in Euro)

kinderbezogener Teil des Familienzuschlags
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Anlage 7
(zu § 28)

Besoldungs-
gruppe

B 1 6.030,90
B 2 7.005,55
B 3 7.418,17
B 4 7.850,32
B 5 8.346,13
B 6 8.814,34
B 7 9.269,79
B 8 9.744,46
B 9 10.333,86
B 10 12.164,17
B 11 12.635,89

Gültig ab 1. Januar 2015

Landesbesoldungsordnung B

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage 9
(zu § 37)

Besoldungs-
gruppe W 1 W 2 W 3

4.198,43 4.895,65 5.907,91

Gültig ab 1. Januar 2015

Landesbesoldungsordnung W

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage 11
(zu § 79)

Grundbetrag

A 5 bis A 8 1.062,89
A 9 bis A 11 1.118,78
A 12 1.263,53
A 13 1.296,46

1.332,62

Abschluss des Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

A 13 mit Strukturzulage

Gültig ab 1. Juli 2014

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)

Eingangsamt, in das der Anwärter nach
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Gültig ab 1. Juli 2014 für die Besoldungsgruppen A 5 bis A 9 und 
die Anwärter, ab 1. Oktober 2014 für die Besoldungsgruppen A 10 (zu § 40 und § 41)
und A 11 und ab 1. Januar 2015 für die übrigen Besoldungsgruppen

Ehebezogener Teil des Familienzuschlags 131,54

für das erste und zweite Kind jeweils 115,01
für das dritte und jedes weitere Kind jeweils 347,23

Anrechnungsbetrag nach § 40 Satz 3 60,07

Anlage 12

Familienzuschlag
(Monatsbeträge in Euro)

kinderbezogener Teil des Familienzuschlags
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Verordnung der Landesregierung  
zur Änderung der Sicherheitsüberprüfungs

feststellungsverordnung

Vom 16. Juli 2013

Auf Grund von § 35 des Landessicherheitsüberprüfungs-
gesetzes vom 12. Februar 1996 (GBl. S. 159), geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 11. Oktober 2005 
(GBl. S. 661, 665), wird verordnet:

Artikel 1

§ 1 der Sicherheitsüberprüfungsfeststellungsverordnung 
vom 26. Juli 2011 (GBl. S. 403) wird wie folgt geändert:

1.	Nummer 1 wird aufgehoben.

2.	Die bisherigen Nummern 2 und 3 werden die Num-
mern 1 und 2.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 16. Juli 2013

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Friedrich	 Gall

	 Bonde	 Stickelberger

	 Bauer	 Hermann

	 Öney	 Dr. Splett

 

Verordnung des Innenministeriums 
zur Durchführung des 

Personenstandsgesetzes (PStG-DVO)

Vom 10. Juni 2013

Es wird verordnet auf Grund von

1.	§ 74 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 und Absatz 2 des 
Personenstandsgesetzes (PStG) vom 19. Februar 2007 
(BGBl. I S. 122) in Verbindung mit § 2 der Verord-
nung der Landesregierung zur Übertragung von Er-
mächtigungen nach dem Personenstandsgesetz vom 
11. März 2008 (GBl. S. 102),

2.	§§ 6 und 7 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Personenstandsgesetzes (AGPStG) vom 3. Dezember 
2008 (GBl. S. 434):

Gesetz zur Änderung  
der Landesbauordnung 

Vom 16. Juli 2013

Der Landtag hat am 10. Juli 2013 das folgende Gesetz 
beschlossen:  

Artikel 1 

Änderung der Landesbauordnung 

Die Landesbauordnung in der Fassung vom 5. März 
2010 (GBl. S. 357, ber. S. 416), geändert durch Artikel 70 
der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 73), 
wird wie folgt geändert: 

§ 15 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

»(7) Aufenthaltsräume, in denen bestimmungsgemäß 
Personen schlafen, sowie Rettungswege von solchen 
Aufenthaltsräumen in derselben Nutzungseinheit sind 
jeweils mit mindestens einem Rauchwarnmelder aus
zustatten. Die Rauchwarnmelder müssen so eingebaut 
oder angebracht werden, dass Brandrauch frühzeitig er-
kannt und gemeldet wird. Eigentümerinnen und Eigen
tümer bereits bestehender Gebäude sind verpflichtet, 
diese bis zum 31. Dezember 2014 entsprechend aus
zustatten. Die Sicherstellung der Betriebsbereitschaft ob-
liegt den unmittelbaren Besitzern, es sei denn, der Eigen-
tümer übernimmt die Verpflichtung selbst.«  

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 16. Juli 2013

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Friedrich	 Gall

	 Bonde	 Stickelberger

	 Bauer	 Hermann

	 Öney	 Dr. Splett
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(7) Der Eheschließungsstandesbeamte darf im Falle 
einer lebensgefährlichen Erkrankung eines Eheschlie-
ßenden oder eines Lebenspartners (§ 13 Absatz 3 und 
§ 17 in Verbindung mit § 13 Absatz 3 PStG) keine Ehe-
schließung vornehmen und an keiner Begründung einer 
Lebenspartnerschaft mitwirken.

§ 2

Eignung des Stellvertreters des Standesbeamten 
(Verhinderungsvertreter)

(1) Die Eignung für das Amt des stellvertretenden Stan-
desbeamten erlangt, wer

1.	mindestens eine Ausbildung für den mittleren Verwal-
tungsdienst oder zum Verwaltungsfachangestellten der 
Fachrichtung Landes- und Kommunalverwaltung er-
folgreich abgeschlossen hat und

2.	innerhalb der letzten fünf Jahre an einem mindestens 
zweiwöchigen Einführungsseminar des Bundesver-
bands Deutscher Standesbeamtinnen und Standesbe-
amten e.V. für Standesbeamte oder an einem nach 
Dauer, Inhalt, Umfang und Qualität gleichwertigen 
Einführungsseminar eines anderen Anbieters mit Er-
folg teilgenommen hat.

(2) Wer die Voraussetzung nach Absatz 1 Nummer 1 
nicht erfüllt, erlangt die Eignung für das Amt des stell-
vertretenden Standesbeamten auch, wenn er durch eine 
mindestens zwölfmonatige praktische Tätigkeit auf dem 
Gebiet des Personenstandswesens gleichwertige Kennt-
nisse erworben hat.

(3) Neu eingestellte Bedienstete, welche die Vorausset-
zungen nach Absatz 1 Nummer 2 nicht erfüllen, können 
bis zu drei Monaten befristet zu stellvertretenden Stan-
desbeamten bestellt werden.

(4) Die Stellvertretung beschränkt sich auf die Fälle der 
Verhinderung.

§ 3

Fortbildung der Standesbeamten und ihrer Stellvertreter

(1) Die Gemeinde fördert die Fortbildung der Standes
beamten und ihrer Stellvertreter.

(2) Die Standesbeamten und ihre Stellvertreter sollen 
sich über die Rechtsentwicklung auf den Gebieten des 
Personenstands-, Familien-, Namens- und Staatsangehö-
rigkeitsrechts sowie des internationalen Privatrechts auf 
dem Laufenden halten.

(3) Die Standesbeamten und ihre Stellvertreter sind zum 
Besuch von Fortbildungslehrgängen verpflichtet. Sie 
bewahren die erforderliche Eignung, wenn sie regelmäßig 
an den vom Fachverband der Standesbeamtinnen und 
Standesbeamten Baden-Württemberg e.V. im Auftrag des 
Innenministeriums durchgeführten Fortbildungsveran-
staltungen teilnehmen und innerhalb von fünf Jahren min-
destens einen einwöchigen Fortbildungslehrgang des 

§ 1

Eignung des Standesbeamten

(1) Die Eignung für das Amt des Standesbeamten er-
langt, wer

1.	mindestens eine Ausbildung für den mittleren Verwal-
tungsdienst oder zum Verwaltungsfachangestellten der 
Fachrichtung Landes- und Kommunalverwaltung er-
folgreich abgeschlossen hat,

2.	innerhalb des letzten Jahres an einem mindestens 
zweiwöchigen Einführungsseminar des Bundesver-
bands Deutscher Standesbeamtinnen und Standes
beamten e.V. für Standesbeamte oder an einem nach 
Dauer, Inhalt, Umfang und Qualität gleichwertigen 
Einführungsseminar eines anderen Anbieters mit Er-
folg teilgenommen hat und

3.	innerhalb der letzten zwei Jahre in der Sachbearbei-
tung bei einem Standesamt mindestens drei Monate 
tätig gewesen ist.

(2) Wer die Voraussetzung nach Absatz 1 Nummer 1 
nicht erfüllt, erlangt die Eignung für das Amt des Stan-
desbeamten auch, wenn er durch eine mindestens zwölf-
monatige praktische Tätigkeit auf dem Gebiet des Perso-
nenstandswesen gleichwertige Kenntnisse erworben hat.

(3) Neu eingestellte Bedienstete, welche die Vorausset-
zungen nach Absatz 1 Nummer 2 und 3 nicht erfüllen, 
können bis zu drei Monaten befristet zu Standesbeamten 
bestellt werden.

(4) Abweichend von den Vorgaben der Absätze 1 und 2 
können

1.	Gemeinden ihre Oberbürgermeister, Bürgermeister, 
Beigeordneten und Bezirks- und Ortsvorsteher,

2.	Verwaltungsgemeinschaften die Bürgermeister der 
Mitgliedsgemeinden und Ortsvorsteher,

3.	Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften andere 
geeignete Bedienstete oder ehemalige Bedienstete der 
Gemeinde

zu Eheschließungsstandesbeamten für ihren Zuständig-
keitsbereich bestellen.

(5) Die Bestellung von Eheschließungsstandesbeamten 
ist sachlich auf die Vornahme von Eheschließungen und 
die dabei möglichen Beurkundungen von Namenserklä-
rungen der Ehepartner sowie die Erstausstellung von 
Eheurkunden und die Ausstellung von Bescheinigungen, 
die mit der Eheschließung in Zusammenhang stehen, be-
schränkt.

(6) Der Eheschließungsstandesbeamte ist auch befugt,  
an der Begründung von eingetragenen Lebenspartner-
schaften mitzuwirken und die dabei möglichen Beur
kundungen von Namenserklärungen der Lebenspartner 
sowie die Erstausstellung von Lebenspartnerschaftsur-
kunden und die Ausstellung von Bescheinigungen, die 
mit der Begründung der Lebenspartnerschaft in Zusam-
menhang stehen, vorzunehmen.
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(4) Auslagen sind Ausgaben, die das Standesamt Dritten 
bezahlt, um Amtshandlungen nach dem Personenstands-
gesetz und den auf diesem Gesetz beruhenden Rechts-
vorschriften erbringen zu können. Auslagen sind insbe-
sondere:

1.	Fernsprech- und Fernschreibgebühren sowie Postge-
bühren mit Ausnahme der einfachen Beförderungs
gebühr,

2.	die Vergütung für einen zugezogenen Dolmetscher,

3.	die Beträge, die anderen in- und ausländischen Be
hörden, öffentlichen Einrichtungen oder Beamten zu-
stehen, und zwar auch dann, wenn aus Gründen der 
Gegenseitigkeit, der Verwaltungsvereinfachung und 
dergleichen an die Behörden, Einrichtungen oder Be-
amten keine Zahlungen zu leisten sind.

§ 8

Aufbewahrung der Zweitbücher, der Sicherungsregister, 
die nicht in elektronischer Form geführt werden,  

und der Sammelakten

(1) Die am Ende des Jahres 2008 abgeschlossenen Zweit-
bücher werden bei der unteren Fachaufsichtsbehörde 
nach § 4 Absatz 2 Satz 1 AGPStG aufbewahrt und von 
dieser fortgeführt.

(2) Während der Dauer der Übergangsbeurkundung nach 
§ 75 PStG sind Sicherungsregister, die nicht in elektroni-
scher Form geführt werden, vom Standesamt bis zum 
Ablauf der Fortführungsfristen nach § 5 Absatz 5 PStG 
räumlich von den Personenstandsbüchern und Personen-
standsregistern getrennt und vor unberechtigtem Zugriff 
geschützt aufzubewahren.

(3) Sammelakten sind bis zum Ablauf der in § 5 Absatz 5 
PStG für das jeweilige Register genannten Frist jahr-
gangsweise vom Standesamt aufzubewahren.

§ 9

Zuständigkeitsregelungen

Die untere Fachaufsichtsbehörde nach § 4 Absatz 2  
Satz 1 AGPStG ist zuständige Verwaltungsbehörde im 
Sinne der §§ 24 und 25 PStG.

§ 10

In- und Außerkrafttreten, Übergangsregelungen

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Innen
ministeriums zur Durchführung des Personenstands
gesetzes vom 10. Dezember 1974 (GBl. S. 547), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 7. Dezember 2011 
(GBl. S. 558), außer Kraft.

Bundesverbands der Deutschen Standesbeamtinnen und 
Standesbeamten e.V. auf einem in Absatz 2 genannten Ge-
biet oder einen nach Dauer, Inhalt, Umfang und Qualität 
gleichwertigen Fortbildungslehrgang eines anderen An-
bieters auf einem in Absatz 2 genannten Gebiet besuchen. 

§ 4

Bestellung und Widerruf

(1) Die Bestellung zum Standesbeamten ist zu wider
rufen, wenn dieser die für das Amt des Standesbeamten 
erforderliche Eignung nicht oder nicht mehr besitzt. Im 
Übrigen kann die Bestellung jederzeit widerrufen wer-
den.

(2) Bestellung und Widerruf der Bestellung bedürfen der 
Schriftform.

(3) Zuständig für die Bestellung zum Standesbeamten 
und den Widerruf der Bestellung ist die Gemeinde.

§ 5

Erhebung von Gebühren und Auslagen

(1) Die Gemeinden erheben für Amtshandlungen nach 
dem Personenstandsgesetz und den auf diesem Gesetz 
beruhenden Rechtsvorschriften Gebühren nach dem Ge-
bührenverzeichnis (Anlage 1) und Auslagen. 

(2) Das Standesamt kann die Gebühren niedriger festset-
zen oder von der Festsetzung der Gebühr ganz absehen, 
wenn die Festsetzung der Gebühr nach Lage des einzel-
nen Falles unbillig wäre. 

(3) Für eine Leistung, für die weder ein Gebührentat
bestand noch Gebührenfreiheit vorgesehen ist, können 
die Gemeinden eine Gebühr bis 10 000 Euro erheben.

§ 6

Gebührenfreie Amtshandlungen

Gebührenfrei sind die in Anlage 2 bestimmten Amts-
handlungen. Darüber hinaus gelten die §§ 9 und 10 
LGebG.

§ 7

Auslagen

(1) Mit der Gebühr sind die dem Standesamt erwach
senen Auslagen abgegolten.

(2) Übersteigen die Auslagen im Einzelfall das übliche 
Maß erheblich, sind sie gesondert in der tatsächlich ent-
standenen Höhe festzusetzen.

(3) Auslagen nach Absatz 2 sind auch dann festzusetzen, 
wenn die Amtshandlung gebührenfrei oder die Gebühr 
ermäßigt ist.
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(2) Soweit Bundesrecht Gebühren- und Auslagenfreiheit 
für bestimmte Amtshandlungen der Standesämter vor-
sieht, geht es den Vorschriften dieser Verordnung vor.

(3) Die Pflicht zur Fortbildung gilt auch für Standes
beamte, die am 23. Oktober 2009 bereits bestellt  
waren.

stuttgart, den 10. Juni 2013� Gall

Anlage 1
(zu § 5 Absatz 1)

Gebührenverzeichnis

Lfd. Nr. Gegenstand Gebühr Euro

1 Eheschließung  

1.1 Prüfung der Ehefähigkeit  

 a)  bei der Anmeldung der Eheschließung 40
 b) � wenn ausländisches Recht zu beachten ist, unabhängig von der Staats-

angehörigkeit
80

1.2 Vornahme einer Eheschließung außerhalb üblicher Dienstzeiten, ausge-
nommen bei Vorliegen einer lebensgefährlichen Erkrankung

60

1.3 Eheschließung vor einem anderen als dem für die Anmeldung der Ehe-
schließung zuständigen Standesamt

30

2 Ehefähigkeitszeugnis  

2.1 Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses  

 a)  wenn nur deutsches Recht zu beachten ist 40
 b) � wenn auch ausländisches Recht zu beachten ist, unabhängig von der 

Staatsangehörigkeit
80

2.2 Beschaffung eines Ehefähigkeitszeugnisses für Ausländer 20

3 Begründung einer Lebenspartnerschaft

3.1 Prüfung der Voraussetzungen für die Begründung einer Lebenspartner-
schaft

a)  bei der Anmeldung der Lebenspartnerschaft 40
b) � wenn ausländisches Recht zu beachten ist, unabhängig von der Staats-

angehörigkeit
80

3.2 Mitwirkung an der Begründung einer Lebenspartnerschaft außerhalb übli-
cher Dienstzeiten, ausgenommen bei Vorliegen einer lebensgefährlichen 
Erkrankung

60

3.3 Begründung der Lebenspartnerschaft bei einem anderen als dem für die 
Anmeldung der Lebenspartnerschaft zuständigen Standesamt

30

4 Beurkundungen, Beglaubigungen, Bescheinigungen  

4.1 Aufnahme einer Niederschrift über eine Versicherung an Eides statt 20

4.2 Beurkundung einer im Ausland erfolgten Geburt (§ 36 PStG) 100

4.3 Beurkundung einer im Ausland oder von einer ermächtigten Person im 
Inland geschlossenen Ehe zwischen Ausländern (§ 34 PStG)

60

4.4 Beurkundung einer im Ausland begründeten Lebenspartnerschaft (§ 35 
PStG)

60

4.5 Beurkundung eines im Ausland erfolgten Sterbefalles (§ 36 PStG) 40
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Lfd. Nr. Gegenstand Gebühr Euro

4.6 Beurkundung oder Beglaubigung einer Erklärung, Einwilligung oder Zu-
stimmung zur Namensführung, zur Namensangleichung oder zur Namens-
wahl aufgrund familienrechtlicher Vorschriften, des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche oder des Lebenspartnerschaftsgesetzes, 
sofern nicht aufgrund Bundesrechts (§ 10 Absatz 2) oder nach Anlage 2 
Gebührenfreiheit besteht

20

4.7 Erteilung einer Bescheinigung über eine Namensänderung, wenn diese 
nicht im Zusammenhang mit der Entgegennahme einer namensrechtlichen 
Erklärung ausgestellt wird

10

5 Personenstandsurkunden

5.1 Ausstellung eines beglaubigten Ausdrucks aus dem Personenstandsregister 12

5.2 Ausstellung einer sonstigen Personenstandsurkunde 12

5.3 Ausstellung einer beglaubigten Abschrift aus dem als Eheregister fortge-
führten Familienbuch als öffentliche Urkunde

  8

5.4 Eintragung in ein internationales Stammbuch der Familie 12

6 Sonstige Amtshandlungen  

6.1 Benutzung der Personenstandsregister und Sammelakten für wissenschaft-
liche Zwecke

40 bis 200

6.2 Erteilung einer Auskunft aus einem oder Gewährung der Einsicht in ein 
Personenstandsregister

10

6.3 Erteilung einer Auskunft aus einer oder Gewährung der Einsicht in eine 
Sammelakte

20

6.4 Suchen eines Eintrags oder Vorgangs, wenn die notwendigen Angaben 
zum Aufsuchen nicht gemacht werden können

20 bis 60

6.5 Eintrag eines Sperrvermerks auf Antrag des Betroffenen 10

6.6 Vorbereitung oder Prüfung einer ausländischen familien- sowie namens-
rechtlichen Entscheidung, insbesondere Anerkennung ausländischer Ent-
scheidungen

40

6.7 Erstellung einer Niederschrift über einen vom Beteiligten gestellten Be-
richtigungsantrag, sofern nicht nach Anlage 2 Gebührenfreiheit besteht

40

6.8 Unterbleiben einer Amtshandlung wegen Rücknahme eines Antrags oder 
aus sonstigen Gründen, wenn mit der sachlichen Bearbeitung begonnen, 
die Amtshandlung aber noch nicht beendet war

10 bis 100

6.9 Ablehnung eines Antrags 1/10 bis zum vollen Be-
trag der für die Leistung 
zu erhebenden Gebühr, 
mindestens 10

Anlage 2
(zu § 6 Satz 1)

Gebührenfrei sind

1.	die Ausstellung von Personenstandsurkunden, wenn 
sie von der diplomatischen oder konsularischen Ver-
tretung eines in der Bundesrepublik Deutschland 
vertretenen ausländischen Staates oder einer aus
ländischen Behörde beantragt werden, sofern dies ver-
traglich vereinbart ist oder die Urkunden im amtlichen 

Interesse erbeten werden oder sonst die Gegenseitig-
keit zur Ausstellung gebührenfreier Personenstands
urkunden verbürgt ist;

2.	Erklärungen zur Namensführung, die gegenüber dem 
Standesbeamten abzugeben sind, wenn

a)	 der in der Ehe oder einer Lebenspartnerschaft zu 
führende Name bei der Eheschließung beziehungs-
weise bei der Begründung der Lebenspartnerschaft 
bestimmt wird,
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oder einen dem Realschulabschluss gleichwertigen 
Bildungsstand nachweisen, am Zusatzunterricht in den 
Fächern des Wahlbereichs Deutsch, Englisch und Mathe-
matik teilnehmen und im Zusammenhang mit der Ab-
schlussprüfung des jeweiligen Ausbildungsganges eine 
Zusatzprüfung ablegen. 

§ 2

Zusatzunterricht

(1) Der Zusatzunterricht in den einzelnen Ausbildungs-
gängen richtet sich nach der Stundentafel (Anlage 2) und 
den Bildungs- und Lehrplänen des Kultusministeriums 
zur Erlangung der Fachhochschulreife.

(2) Für die Teilnahme am Zusatzunterricht gilt das erste 
Schuljahr als Probezeit. Die weitere Teilnahme am 
Zusatzunterricht setzt voraus, dass am Ende des ersten 
Schuljahres der Durchschnitt aus den Fächern Deutsch, 
Englisch und Mathematik mindestens 4,0 beträgt und 
keines dieser Fächer mit der Note »ungenügend« be
wertet wurde.

(3) Der Zusatzunterricht ist von Lehrkräften zu erteilen, 
deren Qualifikation der Qualifikation von Lehrkräften 
entspricht, die an öffentlichen Schulen regelmäßig Un-
terricht zum Erwerb der Fachhochschulreife erteilen.

(4) Am Ende jedes Schuljahres erhalten die Schülerinnen 
und Schüler Zeugnisse über die in den Fächern des Zu-
satzunterrichts während des ganzen Schuljahres erbrach-
ten Leistungen. Am Ende jedes ersten Schulhalbjahres 
erhalten die Schülerinnen und Schüler Halbjahresinfor-
mationen. 

(5) Für die Bildung der Leistungsnoten, die Leistungs-
feststellung, den Umfang und die Anzahl der Klassen
arbeiten und für die Hausaufgaben gelten § 5 Absätze 1 
bis 4, §§ 7 bis 9 Absätze 3 und 5 sowie § 10 der Notenbil-
dungsverordnung vom 5. Mai 1983 (GBl. S. 324), zuletzt 
geändert durch Artikel 9 der Verordnung vom 11. April 
2012 (GBl. S. 334, 354), in der jeweils geltenden Fas-
sung entsprechend. 

§ 3

Zeitpunkt und Ort der Zusatzprüfung

(1) Die Zusatzprüfung zum Erwerb der Fachhochschul-
reife wird im Zusammenhang mit der Abschlussprüfung 
des jeweiligen Ausbildungsganges abgenommen. Der 
Zusammenhang mit der Abschlussprüfung ist gegeben, 
wenn diese dem landeseinheitlichen Prüfungstermin  
für die Fachhochschulreife unmittelbar vorhergeht oder 
folgt. 

(2) Die Prüfung findet an der Schule statt, die den Zu-
satzunterricht erteilt hat. 

b)	 der Geburtsname des Kindes nach § 1617 BGB 
bestimmt wird und das Kind dadurch erstmals 
einen Geburtsnamen erhält oder

c)	 der Name eines Vertriebenen oder Spätaussiedlers 
nach § 94 BVFG oder eines Angehörigen einer 
nationalen Minderheit in entsprechender Weise ge-
ändert wird;

3.	Bescheinigungen über Namensänderungen, wenn sie 
im Zusammenhang mit der Abgabe einer namens-
rechtlichen Erklärung oder der Ausstellung einer 
Eheurkunde oder Lebenspartnerschaftsurkunde erteilt 
werden;

4.	die Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses für 
einen Deutschen, wenn dies im Rahmen besonderer 
Vereinbarungen vorgesehen ist;

5.	die Mitwirkung an einer Eheschließung oder an einer 
Begründung einer Lebenspartnerschaft innerhalb der 
üblichen Dienstzeiten und in den Diensträumen am 
Amtssitz des Standesamts, das für die Anmeldung der 
Eheschließung oder Begründung einer Lebenspartner-
schaft zuständig ist;

6.	die Beurkundung einer Geburt oder eines Sterbefalles 
im Inland;

7.	die Ausstellung einer Bescheinigung nach § 31 Ab-
satz 3 der Personenstandsverordnung;

8.	die Erstellung einer Niederschrift über einen vom Be-
teiligten gestellten Berichtigungsantrag, wenn eine in-
ländische Behörde die Unrichtigkeit zu vertreten hat.

Verordnung des Sozialministeriums  
über den Erwerb der Fachhochschulreife  

an den staatlich anerkannten Schulen  
für die Gesundheitsfach- und 

Krankenpflegeberufe (GKBFHVO)

Vom 17. Juni 2013

Auf Grund von § 24 Absatz 1 Sätze 2 und 3 und § 28  
des Landespflegegesetzes vom 11. September 1995 
(GBl. S. 665), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
15. Juni 2010 (GBl. S. 427), wird im Einvernehmen mit 
dem Innen- und dem Kultusministerium verordnet:

§ 1

Allgemeines

Wer im Zusammenhang mit einer mindestens zweijäh
rigen bundesgesetzlich geregelten Ausbildung in den 
Gesundheitsfach- und Krankenpflegeberufen (Anlage 1) 
an einer staatlich anerkannten Gesundheitsfachberufe-
schule oder einer Krankenpflegeschule die Fachhoch-
schulreife erwerben will, muss einen Realschulabschluss 
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1.	die vorsitzende Person oder ein von ihr bestimmtes 
Mitglied des Prüfungsausschusses, sofern die obere 
Schulaufsichtsbehörde nichts anderes bestimmt, als 
Leiterin oder Leiter,

2.	die Fachlehrkraft der Klasse oder bei deren Verhinde-
rung eine in dem betreffenden Prüfungsfach erfahrene 
Lehrkraft als Prüferin oder Prüfer und

3.	ein weiteres fachkundiges Mitglied des Prüfungsaus-
schusses, das zugleich das Protokoll führt.

In Fächern, in denen die Klasse von verschiedenen Lehr-
kräften für Teilbereiche unterrichtet wird, gehören alle 
Fachlehrkräfte dem Fachausschuss an. Sie sind jeweils 
für ihren Teilbereich Prüfende nach Satz 2 Nummer 2. 
Die den Fachausschuss leitende Person bestimmt den 
Gang der Prüfung und kann selbst prüfen.

§ 6

Schriftliche Prüfung

(1) Die Leitung der schriftlichen Prüfung obliegt der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter.

(2) Schriftliche Prüfungsarbeiten sind in folgenden Fä-
chern zu fertigen: 

1.	Deutsch	 240 Minuten,

2.	Englisch	 200 Minuten,

3.	Mathematik	 200 Minuten.

(3) Die Prüfungsaufgaben für die schriftliche Prüfung 
werden im Rahmen der Bildungs- und Lehrpläne landes-
einheitlich vom Kultusministerium gestellt.

(4) Über die schriftliche Prüfung ist eine Niederschrift zu 
fertigen, die von der Schulleiterin oder vom Schulleiter 
und den Aufsicht führenden Lehrkräften unterschrieben 
wird.

(5) Die schriftlichen Arbeiten werden von der Fachlehr-
kraft der Klasse und einer weiteren, von der der Prüfung 
vorsitzenden Person bestimmten Lehrkraft korrigiert und 
bewertet; dabei sind ganze und halbe Noten zu verwen-
den. Als Note der schriftlichen Prüfung gilt der auf die 
erste Dezimale errechnete Durchschnitt der beiden Be-
wertungen, der auf eine ganze oder halbe Note zu runden 
ist; Dezimalen von 0,3 bis 0,7 sind hierbei auf eine halbe 
Note, die übrigen Dezimalen auf eine ganze Note zu run-
den. Weichen die Bewertungen um mehr als eine ganze 
Note voneinander ab und können sich die beiden Bewer-
tenden nicht einigen, setzt die vorsitzende Person die 
endgültige Note fest; dabei gelten die Bewertungen der 
beiden Bewertenden als Grenzwerte, die nicht über- und 
unterschritten werden dürfen.

(6) Die Noten der schriftlichen Prüfung in den einzelnen 
Fächern werden den Prüflingen fünf bis sieben Schultage 
vor der mündlichen Prüfung bekannt gegeben.

§ 4

Zulassung zur Zusatzprüfung, Anmeldenoten

(1) Zur Zusatzprüfung ist auf Antrag zugelassen, wer an 
der Abschlussprüfung des jeweiligen Ausbildungsganges 
teilnimmt, den Zusatzunterricht ordnungsgemäß besucht 
hat und die zur Bildung von Anmeldenoten für die Fächer 
des Zusatzunterrichts erforderlichen Einzelleistungen er-
bracht hat. Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, ist 
die Nichtzulassung von der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter festzustellen und dem Prüfling unter Angabe 
der Gründe unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Sie gilt 
als Nichtbestehen der Zusatzprüfung, es sei denn, dass 
die Gründe vom Prüfling nicht zu vertreten sind.

(2) Für die Zusatzprüfung werden in allen Fächern des 
Zusatzunterrichts Anmeldenoten (ganze Noten) gebildet, 
die aus den während des letzten Schuljahres erbrachten 
Einzelleistungen zu ermitteln sind. Die Anmeldenoten 
sind dem Prüfling fünf bis sieben Schultage vor Beginn 
der schriftlichen Prüfung bekannt zu geben.

§ 5

Prüfungsausschuss, Fachausschüsse

(1) Für die Abnahme der Prüfung zum Erwerb der Fach-
hochschulreife wird an der jeweiligen Schule ein Prü-
fungsausschuss gebildet, der für die ordnungsgemäße 
Durchführung der Prüfung verantwortlich ist. Er wird 
von der oberen Schulaufsichtsbehörde einberufen. Dem 
Prüfungsausschuss gehören an:

1.	eine von der oberen Schulaufsichtsbehörde zu bestim-
mende Person, die den Vorsitz führt,

2.	ein Mitglied der Schulleitung und

3.	sämtliche Lehrkräfte, die in den Fächern der Zusatz-
prüfung an der Schule Unterricht erteilen.

Die obere Schulaufsichtsbehörde kann weitere Lehr-
kräfte einer öffentlichen oder staatlich anerkannten 
Schule, die eine Lehrbefähigung für die in der Zusatz-
prüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife geprüften 
Fächer besitzen, in den Prüfungsausschuss berufen.

(2) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind bei 
ihrer Tätigkeit unabhängig. Sie sind zur Verschwiegen-
heit über alle Prüfungsangelegenheiten verpflichtet. Die 
dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person hat sie vor 
Beginn der Prüfung hierüber zu belehren.

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn min-
destens zwei Drittel seiner Mitglieder anwesend sind. 
Der Prüfungsausschuss entscheidet mit einfacher Mehr-
heit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der vorsit-
zenden Person den Ausschlag. 

(4) Für die mündliche Prüfung in den einzelnen Fächern 
bildet die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person die 
erforderlichen Fachausschüsse. Jedem Fachausschuss 
gehören an:
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Person auf Grund der Anmeldenoten und der Prüfungs-
leistungen, wobei der Durchschnitt auf die erste Dezi-
male zu errechnen und auf eine ganze Note zu runden ist; 
eine Dezimale bis 0,4 ist dabei auf eine ganze Note abzu-
runden und eine Dezimale ab 0,5 auf eine ganze Note 
aufzurunden.

(2) Bei der Ermittlung der Endnoten zählen die Anmel-
denote, die Note der schriftlichen Prüfung und die Note 
der mündlichen Prüfung je einfach. In Fächern, in denen 
nur schriftlich geprüft wurde, zählt die Anmeldenote ein-
fach und die Prüfungsnote doppelt.

(3) Die Durchschnittsnote wird gebildet aus dem arith-
metischen Mittel der einzelnen Endnoten in den Fächern 
des Zusatzunterrichts sowie der doppelt gewichteten 
Prüfungsnote im schriftlichen und der doppelt gewichte-
ten Prüfungsnote im mündlichen Teil der Prüfung im je-
weiligen Ausbildungsgang. Bei den Ausbildungsgängen 
Medizinisch-technische Laboratoriumsassistenz, Medi-
zinisch-technische Radiologieassistenz und Medizi-
nisch-technische Assistenz für Funktionsdiagnostik wird 
anstelle der Prüfungsnote die jeweilige Gesamtnote her-
angezogen. Die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle 
nach dem Komma errechnet; es wird nicht gerundet.

(4) Die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person stellt 
fest, wer die Zusatzprüfung bestanden hat. Über die Fest-
stellung der Ergebnisse der Prüfung ist eine Niederschrift 
zu fertigen. 

(5) Die Niederschriften über die einzelnen Teile der 
Prüfung und die Feststellung der Prüfungsergebnisse, 
eine Liste mit den Prüfungsergebnissen und die Prü-
fungsarbeiten sind bei den Schulakten aufzubewahren. 
Die Niederschriften und die Prüfungsarbeiten können 
nach Ablauf von drei Jahren ab der Feststellung der Prü-
fungsergebnisse vernichtet werden.

§ 9

Bestehen der Prüfung

Die Zusatzprüfung ist bestanden, wenn

1.	die Prüfung im jeweiligen Ausbildungsgang bestanden 
ist, 

2.	der Durchschnitt aus den Endnoten der Fächer der 
Zusatzprüfung 4,0 oder besser ist,

3.	keines der Fächer der Zusatzprüfung mit der Endnote 
»ungenügend« bewertet ist und

4.	von den Fächern der Zusatzprüfung nicht mehr als ein 
Fach mit der Note »mangelhaft« bewertet ist. Wurde 
in zwei Fächern der Zusatzprüfung die Note »mangel-
haft« erteilt, ist die Zusatzprüfung bestanden, wenn 
für beide Fächer ein Ausgleich gegeben ist. Ausge
glichen werden kann dabei die Note »mangelhaft« in 
einem Fach der Zusatzprüfung 

a)	 mit mindestens der Note »gut« in einem anderen 
Fach der Zusatzprüfung oder

§ 7

Mündliche Prüfung

(1) Die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person legt 
den Zeitpunkt der mündlichen Prüfung fest.

(2) Die mündliche Prüfung soll keine Wiederholung, 
sondern eine Ergänzung der schriftlichen Prüfung sein. 
Sie dauert in der Regel zehn bis 15 Minuten je Prüfling 
und Fach.

(3) Die mündliche Prüfung wird in der Regel als 
Einzelprüfung durchgeführt. Die dem Prüfungsausschuss 
vorsitzende Person kann hiervon abweichend die Durch-
führung einer Gruppenprüfung zulassen, wenn dies aus 
organisatorischen oder thematischen Gründen für die 
Durchführung der Prüfung förderlich ist. Bei Gruppen-
prüfungen können bis zu drei Prüflinge zusammen ge-
prüft werden.

(4) Die mündliche Prüfung kann sich auf alle in § 6 Ab-
satz 2 genannten Fächer erstrecken. 

(5) Auf Grund der Anmeldenoten und der Noten der 
schriftlichen Prüfung bestimmt die dem Prüfungsaus-
schuss vorsitzende Person, in welchen Fächern mündlich 
zu prüfen ist. Von der mündlichen Prüfung ist in den 
Fächern abzusehen, in denen die Anmeldenote und die 
Note der schriftlichen Prüfung übereinstimmen. Die zu 
prüfenden Fächer sind den Prüflingen fünf bis sieben 
Schultage vor der mündlichen Prüfung bekannt zu ge-
ben. Darüber hinaus kann der Prüfling bis zum nächsten 
Schultag der Schulleiterin oder dem Schulleiter schrift-
lich weitere Fächer nach Absatz 4 benennen, in denen er 
mündlich geprüft werden soll. 

(6) Im Anschluss an jede mündliche Prüfung setzt der 
Fachausschuss das Ergebnis der mündlichen Prüfung auf 
Vorschlag der prüfenden Person fest; dabei sind ganze 
und halbe Noten zu verwenden. Kann sich der Fach
ausschuss auf keine bestimmte Note einigen oder mehr-
heitlich mit der Stimme der leitenden Person für keine 
bestimmte Note entscheiden, so wird die Note aus dem 
auf die erste Dezimale errechneten Durchschnitt der Be-
wertungen aller Mitglieder gebildet, der auf eine ganze 
oder halbe Note zu runden ist. Als Note der mündlichen 
Prüfung gilt der auf die erste Dezimale errechnete Durch-
schnitt der beiden Bewertungen, der auf eine ganze oder 
halbe Note zu runden ist; Dezimalen von 0,3 bis 0,7 sind 
hierbei auf eine halbe Note, die übrigen Dezimalen auf 
eine ganze Note zu runden. 

(7) Über die mündliche Prüfung ist eine Niederschrift zu 
fertigen, die von den Mitgliedern des Fachausschusses 
unterschrieben wird.

§ 8

Ermittlung des Prüfungsergebnisses

(1) Die Endnoten in den einzelnen Fächern der Zusatz-
prüfung ermittelt die dem Prüfungsausschuss vorsitzende 
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mittel nach Bekanntgabe der Prüfungsaufgaben mit sich 
führt oder Beihilfe zu einer Täuschung oder einem Täu-
schungsversuch leistet, begeht eine Täuschungshandlung.

(2) Wird während der Prüfung eine Täuschungshandlung 
festgestellt oder entsteht ein entsprechender Verdacht, ist 
der Sachverhalt von einer Aufsicht führenden Lehrkraft 
festzustellen und zu protokollieren. Der Prüfling setzt die 
Prüfung bis zur Entscheidung über die Täuschungshand-
lung vorläufig fort.

(3) Von der weiteren Teilnahme an der Prüfung wird 
ausgeschlossen, bei wem eine Täuschungshandlung vor-
liegt; dies gilt als Nichtbestehen der Abschlussprüfung. 
In leichten Fällen kann stattdessen die Prüfungsleistung 
mit der Note »ungenügend« bewertet werden. Die Ent-
scheidung trifft bei der schriftlichen Prüfung die Schul-
leiterin oder der Schulleiter, bei der mündlichen Prüfung 
die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person.

(4) Stellt sich eine Täuschungshandlung erst nach Aus-
händigung des Zeugnisses heraus, kann die obere Schul-
aufsichtsbehörde die ergangene Prüfungsentscheidung 
zurücknehmen, das Zeugnis einziehen und entweder ein 
anderes Abschlusszeugnis erteilen oder die Abschluss-
prüfung für nicht bestanden erklären, wenn seit der Aus-
stellung des Zeugnisses nicht mehr als zwei Jahre vergan-
gen sind.

(5) Wer durch eigenes Verhalten die Prüfung so schwer 
stört, dass es nicht möglich ist, seine Prüfung oder die Prü-
fung anderer ordnungsgemäß durchzuführen, wird von 
der Prüfung ausgeschlossen; dies gilt als Nichtbestehen 
der Abschlussprüfung. Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend.

(6) Vor Beginn der Prüfung ist auf diese Bestimmungen 
hinzuweisen.

§ 13

Zeugnis der Fachhochschulreife

Wer nach der Feststellung des Prüfungsausschusses die 
Abschlussprüfung und die Zusatzprüfung bestanden hat, 
erhält neben dem Zeugnis über die staatliche Prüfung  
für den jeweiligen Ausbildungsgang das Zeugnis der 
Fachhochschulreife (Anlage 3 bei den Berufen mit drei-
jähriger Ausbildung, Anlage 4 bei den Berufen mit zwei-
jähriger Ausbildung), das zum Studium an einer Fach-
hochschule berechtigt. Dabei werden die Prüfungsnote 
des schriftlichen und die Prüfungsnote des mündlichen 
Teils der Prüfung aus dem Zeugnis über die staatliche 
Prüfung für den jeweiligen Ausbildungsgang übernom-
men. § 8 Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 14

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. August 2013 in Kraft. 

stuttgart, den 17. Juni 2013� Altpeter

b)	 durch mindestens die Prüfungsnote »gut« im 
schriftlichen oder im mündlichen Teil der Prüfung 
im jeweiligen Ausbildungsgang.

§ 10

Wiederholung der Prüfung

Wer nur die Zusatzprüfung nicht bestanden hat, kann  
sie einmal zum nächsten Prüfungstermin ohne erneuten 
Besuch des Zusatzunterrichts wiederholen. Die ur-
sprünglichen Anmeldenoten bleiben erhalten. Der Prüf-
ling muss sich bis zum ersten Februar vor dem nächsten 
Prüfungstermin bei der Schule zur nächsten Prüfung 
anmelden. 

§ 11

Nichtteilnahme, Rücktritt

(1) Wer ohne wichtigen Grund an einem der Prüfungsteile 
ganz oder teilweise nicht teilnimmt, hat die Zusatzprü-
fung nicht bestanden. Der wichtige Grund ist der Schule 
unverzüglich mitzuteilen. Über das Vorliegen eines wich-
tigen Grundes entscheidet bei der schriftlichen Prüfung 
die Schulleiterin oder der Schulleiter, bei der mündlichen 
Prüfung die dem Prüfungsausschuss vorsitzende Person.

(2) Als wichtiger Grund gilt insbesondere Krankheit. Ist 
eine prüfungsrelevante gesundheitliche Beeinträchtigung 
nicht offenkundig, kann die dem Prüfungsausschuss vor-
sitzende Person die Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses 
verlangen, das eine konkrete Beschreibung dieser Beein-
trächtigung beinhaltet. Lassen sich Zweifel am Vorliegen 
einer prüfungsrelevanten gesundheitlichen Beeinträchti-
gung auf andere Weise nicht ausräumen, kann die dem 
Prüfungsausschuss vorsitzende Person auch die Vorlage 
eines Satz 2 entsprechenden amtsärztlichen Zeugnisses 
verlangen. 

(3) Wer sich in Kenntnis einer gesundheitlichen Be
einträchtigung oder eines anderen wichtigen Grundes der 
Prüfung unterzogen hat, kann dies nachträglich nicht 
mehr geltend machen. Der Kenntnis steht die fahrlässige 
Unkenntnis gleich; fahrlässige Unkenntnis liegt insbe-
sondere dann vor, wenn beim Vorliegen einer gesund-
heitlichen Beeinträchtigung nicht unverzüglich eine Klä-
rung herbeigeführt wurde.

(4) Soweit ein wichtiger Grund vorliegt, gilt die Zusatz-
prüfung als nicht unternommen. Die Teilnahme an einer 
Nachprüfung ist zu ermöglichen. In diesem Falle bleiben 
die bereits erbrachten Prüfungsleistungen bestehen.

(5) Vor Beginn der Prüfung ist auf diese Bestimmungen 
hinzuweisen.

§ 12 

Täuschungshandlungen, Ordnungsverstöße

(1) Wer es unternimmt, das Prüfungsergebnis durch 
Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfs
mittel zu beeinflussen, oder wer nicht zugelassene Hilfs-
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Anlage 2
(zu § 2 Absatz 1)

Stundentafel

Staatlich anerkannte Schulen für die Gesundheitsfach- 
und Krankenpflegeberufe

– durchschnittliche Zahl der Wochenstunden –

1.	Berufe mit dreijähriger Ausbildung

Zusatzprogramm 
zur Erlangung der 
Fachhochschulreife

 
 

1. Schuljahr

 
 

2. Schuljahr

 
 

3. Schuljahr

Deutsch 1 1 2

Englisch 2 2 2

Mathematik 2 2 2

2.	Berufe mit zweijähriger Ausbildung

Zusatzprogramm 
zur Erlangung der 
Fachhochschulreife

 
 

1. Schuljahr

 
 

2. Schuljahr

Deutsch 2 2

Englisch 3 3

Mathematik 3 3

Anlage 1
(zu § 1)

Bundesgesetzlich geregelte Ausbildungen in den 
Gesundheitsfach- und Krankenpflegeberufen

1.	Berufe mit dreijähriger Ausbildung:
−  Diätassistentin oder Diätassistent,
−  Ergotherapeutin oder Ergotherapeut,
− � Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder Ge-

sundheits- und Kinderkrankenpfleger, 
− � Gesundheits- und Krankenpflegerin oder Gesund-

heits- und Krankenpfleger,
−  Hebamme oder Entbindungspfleger,
−  Logopädin oder Logopäde,
− � Medizinisch-technische Assistentin für Funktions-

diagnostik oder Medizinisch-technischer Assistent 
für Funktionsdiagnostik,

− � Medizinisch-technische Laboratoriumsassistentin 
oder Medizinisch-technischer Laboratoriumsassis-
tent,

− � Medizinisch-technische Radiologieassistentin oder 
Medizinisch-technischer Radiologieassistent,

−  Orthoptistin oder Orthoptist,
−  Physiotherapeutin oder Physiotherapeut.

2.	Berufe mit zweijähriger Ausbildung:
− � Masseurin und medizinische Bademeisterin oder 

Masseur und medizinischer Bademeister,
−  Podologin oder Podologe,
−  Rettungsassistentin oder Rettungsassistent.
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Anlage 3
(zu § 13 Satz 1)
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Anlage 4
(zu § 13 Satz 1)
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Verordnung des Innenministeriums  
über die Einrichtung von Laufbahnen 

(Laufbahnverordnung-Innenministerium  
– LVO-IM –) 

Vom 9. Juli 2013

Auf Grund von § 16 Absatz 2, § 21 Absatz 6 Satz 1 und 3 
und § 22 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 des Landesbeamten-
gesetzes (LBG) vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 
794), geändert durch Artikel 34 der Verordnung vom 
25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 69), wird im Benehmen mit 
dem Finanz- und Wirtschaftsministerium und dem So
zialministerium verordnet:

A bschnitt         1

Laufbahnen des mittleren, gehobenen und  
höheren Verwaltungsdienstes

§ 1

Geltungsbereich

Abschnitt 1 gilt für die Beamtinnen und Beamten des 
Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie 
der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechts. 

§ 2

Laufbahnbefähigung für den mittleren 
Verwaltungsdienst

(1) Die Laufbahnbefähigung für den mittleren Verwal-
tungsdienst erwirbt, wer den Vorbereitungsdienst nach 
Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den 
mittleren Verwaltungsdienst erfolgreich abgeschlossen 
und die Laufbahnprüfung bestanden hat.

(2) Die Laufbahnbefähigung für den mittleren Ver
waltungsdienst erwirbt auch, wer die Bildungsvorausset-
zungen nach § 15 Absatz 1 Nummer 1 LBG durch eine 
erfolgreich abgeschlossene Ausbildung in einem verwal-
tungsnahen Beruf, der nach Art, Bedeutung und Schwie-
rigkeit den Anforderungen der Laufbahn des mittleren 
Verwaltungsdienstes vergleichbar ist, besitzt und eine 
mindestens dreijährige dieser Laufbahn entsprechende 
Tätigkeit nachweist. Ein Jahr der Tätigkeit soll auf eine 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst entfallen.

(3) Bei einem horizontalen Laufbahnwechsel in die 
Laufbahn des mittleren Verwaltungsdienstes erwerben 
Beamtinnen und Beamte, die die Laufbahnbefähigung 
für die Laufbahn des

1.	mittleren Dienstes in der Allgemeinen Finanzverwal-
tung oder

2.	mittleren Verwaltungsdienstes in der Versorgungs
verwaltung

nach der jeweiligen laufbahnrechtlichen Verordnung 
besitzen, die Laufbahnbefähigung für den mittleren 
Verwaltungsdienst abweichend von § 21 Absatz 2 und 3 
LBG ohne Einführung in die Aufgaben des mittleren 
Verwaltungsdienstes.

§ 3

Laufbahnbefähigung für den gehobenen 
Verwaltungsdienst

(1) Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Verwal-
tungsdienst erwirbt, wer den Vorbereitungsdienst nach 
Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den 
gehobenen Verwaltungsdienst erfolgreich abgeschlossen 
und die Laufbahnprüfung bestanden hat. 

(2) Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Verwal-
tungsdienst erwirbt auch, wer einen nach § 15 Absatz 1 
Nummer 2 LBG geforderten Abschluss in einem verwal-
tungsnahen Studiengang nachweist und anschließend 
eine laufbahnqualifizierende Zusatzausbildung nach 
Maßgabe des Absatzes 3 oder eine dreijährige Berufs
tätigkeit nach Maßgabe des Absatzes 4 absolviert hat. 

(3) Die laufbahnqualifizierende Zusatzausbildung nach 
§ 16 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a LBG erfolgt als 
ein auf die Verwaltung bezogenes, modular aufgebautes 
Trainee-Programm in einem Beschäftigtenverhältnis im 
öffentlichen Dienst. Es soll die Bewerberin oder den 
Bewerber mit der Organisation, den Aufgaben und der 
Arbeitsweise der Verwaltung, insbesondere auch mit 
ihren gestaltenden Funktionen im wirtschaftlichen, so
zialen und gesellschaftspolitischen Bereich vertraut ma-
chen und sie oder ihn dazu befähigen, sich in angemesse-
ner Zeit auch in solche Tätigkeiten einzuarbeiten, für die 
eine Vorbildung nicht im erforderlichen Maße besteht. 
Das Trainee-Programm, das grundsätzlich auf einen 
Zeitraum von einem Jahr ausgelegt ist, vermittelt zusätz-
liche, über die Vorbildung hinausgehende Kenntnisse 
und Fähigkeiten, die zur selbständigen Wahrnehmung 
der Aufgaben im gehobenen Verwaltungsdienst befähi-
gen, insbesondere auf folgenden Gebieten: 

1. 	Grundzüge des Verfassungsrechts;

2. 	Allgemeines und Besonderes Verwaltungsrecht ein-
schließlich Verwaltungsverfahrensrecht, Grundlagen 
des Privatrechts, Europarecht;

3. 	Kommunales Verfassungsrecht;

4. 	Haushalts- und Rechnungswesen, Grundzüge der 
wirtschaftlichen Betätigung der Kommunen und des 
Landes; 

5. 	Personal, Organisation, Kommunikation;

6. 	Informations- und Kommunikationstechnologie.

Werden auf diesen Gebieten außerhalb des Trainee-Pro-
gramms erworbene Kenntnisse nachgewiesen, können 
diese auf dessen Dauer angerechnet werden.
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machen und sie oder ihn dazu befähigen, sich in ange-
messener Zeit auch in solche Tätigkeiten einzuarbeiten, 
für die eine Vorbildung nicht im erforderlichen Maße 
besteht. Das Trainee-Programm, das grundsätzlich auf 
einen Zeitraum von einem Jahr ausgelegt ist, vermittelt 
zusätzliche, über die Vorbildung hinausgehende Kennt-
nisse und Fähigkeiten, die zur selbständigen Wahrneh-
mung der Aufgaben im höheren Verwaltungsdienst be
fähigen, insbesondere auf folgenden Gebieten: 

1. 	Grundzüge des Verfassungsrechts;

2. 	Allgemeines Verwaltungsrecht und Besonderes Ver-
waltungsrecht mit Bezügen zum Europarecht ein-
schließlich Verwaltungsverfahrensrecht und Grund-
züge des Verwaltungsgerichtsverfahrensrechts; 

3. 	Kommunales Verfassungsrecht;

4. 	Haushalts- und Rechnungswesen, Grundzüge der 
wirtschaftlichen Betätigung der Kommunen und des 
Landes; 

5. 	Personal, Organisation, Kommunikation. 

Werden auf diesen Gebieten außerhalb des Trainee-Pro-
gramms erworbene Kenntnisse nachgewiesen, können 
diese auf dessen Dauer angerechnet werden.

(4) Die dreijährige Berufstätigkeit nach § 16 Absatz 1 
Nummer 2 Buchstabe b LBG muss 

1. 	nach Abschluss eines Studiums nach Absatz 2 geleis-
tet worden sein,

2. 	nach Art, Bedeutung und Schwierigkeit den Anforde-
rungen der Laufbahn des höheren Verwaltungsdiens-
tes vergleichbar sein und

3. 	im Hinblick auf die Aufgaben der angestrebten Lauf-
bahn die Fähigkeit zu fachlich selbständiger Berufs-
ausübung vermitteln. 

Ein Jahr der Tätigkeit soll auf eine Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst entfallen. 

§ 5

Aufstieg

Abweichend von § 22 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 LBG 
können Beamtinnen und Beamte des mittleren oder 
gehobenen Verwaltungsdienstes, die die Bildungsvor-
aussetzungen der jeweils nächsthöheren Laufbahngruppe 
in einem verwaltungswissenschaftlichen oder verwal-
tungsnahen Studiengang erworben haben, in die jeweils 
nächsthöhere Laufbahn derselben Fachrichtung aufstei-
gen, wenn sie

1. 	sich mindestens im zweiten Beförderungsamt ihrer 
Laufbahn befinden,

2. 	sich in einem Aufgabengebiet ihrer Laufbahn bewährt 
haben und

(4) Die dreijährige Berufstätigkeit nach § 16 Absatz 1 
Nummer 2 Buchstabe b LBG muss

1. 	nach Abschluss eines Studiums nach Absatz 2 geleis-
tet worden sein, 

2. 	nach Art, Bedeutung und Schwierigkeit den Anforde-
rungen der Laufbahn des gehobenen Verwaltungs-
dienstes vergleichbar sein und

3. 	im Hinblick auf die Aufgaben der angestrebten Lauf-
bahn die Fähigkeit zu fachlich selbständiger Berufs-
ausübung vermitteln. 

Ein Jahr der Tätigkeit soll auf eine Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst entfallen. 

(5) Bei einem horizontalen Laufbahnwechsel in die 
Laufbahn des gehobenen Verwaltungsdienstes erwerben 
Beamtinnen und Beamte, die die Laufbahnbefähigung 
für die Laufbahn des

1.	gehobenen nichttechnischen Dienstes in der Allge
meinen Finanzverwaltung,

2.	gehobenen Verwaltungsdienstes in der Rentenversi-
cherung oder

3.	gehobenen Dienstes in der Versorgungsverwaltung

nach der jeweiligen laufbahnrechtlichen Verordnung 
besitzen, die Laufbahnbefähigung für den gehobenen 
Verwaltungsdienst abweichend von § 21 Absatz 2 und 3 
LBG ohne Einführung in die Aufgaben des gehobenen 
Verwaltungsdienstes. 

§ 4

Laufbahnbefähigung für den höheren Verwaltungsdienst

(1) Die Laufbahnbefähigung für den höheren Verwal-
tungsdienst erwirbt, wer einen nach § 15 Absatz 1 Num-
mer 3 LBG geforderten Abschluss in einem Studium der 
Rechtswissenschaften nachweist und die Zweite juristi-
sche Staatsprüfung erfolgreich abgeschlossen hat. 

(2) Die Laufbahnbefähigung für den höheren Ver
waltungsdienst erwirbt auch, wer einen nach § 15 Ab-
satz 1 Nummer 3 LBG geforderten Abschluss in einem 
Studium der Verwaltungswissenschaften, der Sozial
wissenschaften, der Wirtschaftswissenschaften oder der 
Politikwissenschaften nachweist und anschließend eine 
laufbahnqualifizierende Zusatzausbildung nach Maß-
gabe des Absatzes 3 oder eine dreijährige Berufstätigkeit 
nach Maßgabe des Absatzes 4 absolviert hat. 

(3) Die laufbahnqualifizierende Zusatzausbildung nach 
§ 16 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a LBG erfolgt als 
ein auf die Verwaltung bezogenes, modular aufgebautes 
Trainee-Programm in einem Beschäftigtenverhältnis im 
öffentlichen Dienst. Es soll die Bewerberin oder den 
Bewerber mit der Organisation, den Aufgaben und der 
Arbeitsweise der Verwaltung, insbesondere auch mit 
ihren gestaltenden Funktionen im wirtschaftlichen, so
zialen und gesellschaftspolitischen Bereich vertraut 
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Studiengänge wie Politikwissenschaft, Geschichte, 
Islamwissenschaften, Sprachen und Soziologie

§ 7

Aufstieg

Abweichend von § 22 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 LBG 
können Beamtinnen und Beamte des mittleren oder 
gehobenen Dienstes im Verfassungsschutz, die die 
Bildungsvoraussetzungen der jeweils nächsthöheren 
Laufbahngruppe in einem Studiengang erworben haben, 
der für eine Verwendung im Verfassungsschutz nach § 6 
geeignet ist, in die jeweils nächsthöhere Laufbahn der-
selben Fachrichtung aufsteigen, wenn sie

1.	sich mindestens im zweiten Beförderungsamt ihrer 
Laufbahn befinden,

2.	sich in einem Aufgabengebiet ihrer Laufbahn bewährt 
haben und

3.	seit mindestens einem halben Jahr erfolgreich über-
wiegend Aufgaben der nächsthöheren Laufbahn wahr-
nehmen.

A bschnitt         3

Laufbahn des höheren stenografischen Dienstes  
in der Parlamentsverwaltung

§ 8

Erwerb der Laufbahnbefähigung

(1) Die Laufbahnbefähigung für den höheren stenografi-
schen Dienst in der Parlamentsverwaltung erwirbt, wer 

1. 	die Bildungsvoraussetzung nach § 15 Absatz 1 Num-
mer 3 LBG und

2. 	eine mindestens dreijährige Berufstätigkeit als Steno-
grafin oder Stenograf bei einem Landesparlament, 
beim Bundesrat oder beim Deutschen Bundestag 
nachweist.

(2) Die Berufstätigkeit nach Absatz 1 Nummer 2 muss 
nach Erwerb der Bildungsvoraussetzung geleistet wor-
den sein und 

1. 	an eine bei einer Parlamentsverwaltung durchgeführte 
Zusatzqualifikation als Stenografin oder Stenograf 
anknüpfen,

2. 	nach ihrer Art, Bedeutung und Schwierigkeit den 
Anforderungen des höheren stenografischen Dienstes 
in der Parlamentsverwaltung entsprechen und

3. 	im Hinblick auf die Aufgaben des höheren stenografi-
schen Dienstes in der Parlamentsverwaltung zu fach-
lich selbständiger Berufsausübung befähigen. 

3. 	seit mindestens einem halben Jahr erfolgreich über-
wiegend Aufgaben der nächsthöheren Laufbahn wahr-
nehmen.

A bschnitt         2

Laufbahnen des mittleren, gehobenen und  
höheren Dienstes im Verfassungsschutz

§ 6

Erwerb der Laufbahnbefähigung 

(1) Die Laufbahnbefähigung für den mittleren Dienst im 
Verfassungsschutz erwirbt, wer 

1. 	eine Ausbildung in einem Beruf, der für eine Verwen-
dung im Verfassungsschutz geeignet ist, erfolgreich 
abgeschlossen hat sowie 

2. 	eine anschließende dreijährige, der Laufbahn des mitt-
leren Dienstes im Verfassungsschutz entsprechende 
Berufstätigkeit nachweist.

Geeignet nach Satz 1 Nummer 1 sind insbesondere 
Ausbildungen in technischen Berufen wie Nachrichten- 
und Fernmeldetechnik, Medien- und Kommunikations-
technik, Informationstechnik, Elektronik, Mechanik und 
Kraftfahrzeugwesen, in grafischen Berufen sowie in 
kaufmännischen Berufen.

(2) Die Laufbahnbefähigung für den gehobenen Dienst 
im Verfassungsschutz erwirbt, wer 

1. 	die Bildungsvoraussetzungen nach § 15 Absatz 1 
Nummer 2 LBG in einer Fachrichtung erworben hat, 
die für eine Verwendung im Verfassungsschutz geeig-
net ist sowie

2. 	eine anschließende dreijährige, der Laufbahn des 
gehobenen Dienstes im Verfassungsschutz entspre-
chende Berufstätigkeit nachweist.

Geeignet nach Satz 1 Nummer 1 sind insbesondere 
technische Studiengänge wie Informations- und Kom-
munikationstechnik oder Maschinenbau, wirtschaftswis-
senschaftliche Studiengänge sowie geistes- und sozial-
wissenschaftliche Studiengänge.

(3) Die Laufbahnbefähigung für den höheren Dienst im 
Verfassungsschutz erwirbt, wer 

1. 	die Bildungsvoraussetzungen nach § 15 Absatz 1 
Nummer 3 LBG in einer Fachrichtung erworben hat, 
die für eine Verwendung im Verfassungsschutz geeig-
net ist sowie

2. 	eine anschließende dreijährige, der Laufbahn des hö-
heren Dienstes im Verfassungsschutz entsprechende 
Berufstätigkeit nachweist.

Geeignet nach Satz 1 Nummer 1 sind insbesondere 
technische Studiengänge wie Informations- und Kom-
munikationstechnik, wirtschaftswissenschaftliche Stu
diengänge sowie geistes- und sozialwissenschaftliche 
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	 c)	 die Generalstaatsanwaltschaft Stuttgart

		�  in den anfallenden Entschädigungsverfahren  
nach dem Siebzehnten Titel des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes vor dem Landessozialgericht Ba-
den-Württemberg und dem Landesarbeitsgericht 
Baden-Württemberg jeweils einschließlich der 
Zwangsvollstreckung;«

II.

Diese Bekanntmachung tritt am 1. September 2013 in 
Kraft. In Verfahren, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Bekanntmachung anhängig sind, wird das Land 
durch die bisher zuständige Stelle weiter vertreten.

stuttgart, den 2. Juli 2013

Staatsministerium

Kretschmann

Ministerium für Finanzen und Wirtschaft

Dr. Schmid

Ministerium für Kultus, Jugend und Sport

Stoch

Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Bauer

Innenministerium

Gall

Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft

Untersteller

Ministerium für Arbeit und Sozialordnung,  
Familie, Frauen und Senioren

Altpeter

Ministerium für Ländlichen Raum  
und Verbraucherschutz

Bonde

Justizministerium

Stickelberger

Ministerium für Verkehr und Infrastruktur

Hermann

Ministerium für Integration

Öney

A bschnitt         4

Schlussbestimmungen

§ 9

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 9. Juli 2013� Gall

Bekanntmachung  
der Ministerien zur Änderung  

der Bekanntmachung über die Vertretung 
des Landes in gerichtlichen Verfahren  

und förmlichen Verfahren vor  
den Verwaltungsbehörden

Vom 2. Juli 2013

Auf Grund von § 1 Absatz 2 der Anordnung der Landes-
regierung über die Vertretung des Landes in gericht
lichen Verfahren und förmlichen Verfahren vor den Ver-
waltungsbehörden vom 17. Januar 1955 (GBl. S. 8) wird 
bekannt gemacht:

I.

Abschnitt II Buchstabe C Nummer 1 der Bekanntma-
chung der Ministerien über die Vertretung des Landes in 
gerichtlichen Verfahren und förmlichen Verfahren vor 
den Verwaltungsbehörden vom 28. Februar 2012 (GBl. 
S. 138) wird wie folgt gefasst:

»1.	a)	 die Generalstaatsanwaltschaften

		�  in den aus dem jeweiligen Bezirk anfallenden 
Verfahren vor den ordentlichen Gerichten ein-
schließlich der Zwangsvollstreckung mit Aus-
nahme der unter den folgenden Nummern 2 bis 4 
genannten Verfahren;

	 b)	 die Generalstaatsanwaltschaft Karlsruhe

		�  in den anfallenden Entschädigungsverfahren nach 
dem Siebzehnten Titel des Gerichtsverfassungs-
gesetzes vor dem Verwaltungsgerichtshof Baden-
Württemberg und dem Bundesfinanzhof jeweils 
einschließlich der Zwangsvollstreckung;
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